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Antrag 
der Fraktionen der SPD und FDP 

Friedens- und Sicherheitspolitik der Bundesregierung und Gewährleistung 
der Meinungsfreiheit 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zur Entscheidung der NATO vom 12. Dezember 1979 hat der 
Deutsche Bundestag am 26. Mai 1981 ausführlich Stellung 
genommen. Der dazu gefaßte Beschluß des Bundestages gilt 
unverändert. Der Deutsche Bundestag begrüßt die zwischenzeit-
liche Aufnahme von Gesprächen und den Beschluß der Regierun-
gen der USA und der UdSSR, Rüstungskontrollverhandlungen 
noch in diesem Jahr zu beginnen. 

Der Deutsche Bundestag dankt dem Bundeskanzler und dem 
Bundesaußenminister für ihren gemeinsamen Beitrag zu dieser 
hoffnungsvollen Entwicklung. 

Im übrigen stellt der Deutsche Bundestag fest: 

Die Freiheit der Meinung, die auch in Demonstrationen ausge-
drückt werden kann, ist durch das Grundgesetz jedem Bürger 
gewährleistet. Wer friedlich demonstriert, hat Anspruch auf Ach-
tung seiner Meinung. 

Bonn, den 7. Oktober 1981 

Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 




